Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2116 


Sachgebiet 801 


Der Bundesminister des Innern 

R 12- 139 600/2 


Bonn, den 20. April 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Mitbestimmung in Unternehmungen der öffentlichen 
Hand 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Weigl und 
Genossen 

- Drucksache VI/ 1724 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Bundesministern der Justiz, für Wirtschaft und für Arbeit und 
Sozialordnung wie folgt: 


1. In welchen Unternehmen der oben näher bezeichneten Bereiche 
wurde bis heute die qualifizierte Mitbestimmung eingeführt? 

Nach Auskunft der Bundesländer ist in den Städten Hamburg, 
Wiesbaden, Hannover, Duisburg und Kiel in insgesamt zehn 
städtischen Eigengesellschaften bzw. Gesellschaften, in denen 
die jeweiligen Städte die Majorität besitzen, eine über die sog. 
Drittelparität des Betriebsverfassungsgesetzes hinausgehende 
Beteiligung von Vertretern der Arbeitnehmerschaft in den Auf- 
sichtgremien eingeführt worden. Dabei wurde nicht in allen 
Fällen die volle Parität erreicht. In acht Eigengesellschaften der 
Stadt Frankfurt ist eine derartige Beteiligung vorgesehen. 

Der Bundesregierung sind keine weiteren Unternehmen der 
Länder und Gemeinden bekannt geworden, in denen gleich- 
artige oder ähnliche Regelungen eingeführt wurden. Auch im 
Bereich des Bundes wurde weder in öffentlich-rechtlich organi- 
sierten noch in privatrechtlich geführten Unternehmen die qua- 
lifizierte Mitbestimmung eingeführt. Die Zusammensetzung der 
Verwaltungsräte der Deutschen Bundespost und der Deutschen 
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Bundesbahn regelt sich ohnehin nach den speziellen Vorschrif- 
ten des Postverwaltungsgesetzes (§ 5) und des Bundesbahn- 
gesetzes (§ 10), Außer der dort festgelegten Anzahl der Ver- 
treter des Personals und der Gewerkschaften gehören keine 
sonstigen Arbeitnehmervertreter diesen Gremien an. Der Ent- 
wurf eines Gesetzes über die Unternehmensverfassung der 
Deutschen Bundespost (Postverfassungsgesetz) - Drucksache 
VI/1385 - sieht vor, daß neben acht Vertretern aus dem poli- 
tischen Leben und acht Vertretern aus der Wirtschaft acht Ver- 
treter der Arbeitnehmerseite dem Aufsichtsrat der Deutschen 
Bundespost angehören sollen. 


2. Wurde bei der Einführung der qualifizierten Mitbestimmung 
in allen Fällen das sogenannte Wiesbadener Modell angewandt, 
das die „Welt der Arbeit" in der Ausgabe vom 10. Juli 1970 
wie folgt beschreibt: 

„Ohne durch die gesetzlichen Vorschriften des Aktienrechts 
behindert zu werden, hat man in Wiesbaden zunächst einen 
Weg gefunden, um eine paritätische Besetzung des Aufsichts- 
rates durch Vertreter der Anteilseigner und der Arbeitnehmer 
vornehmen zu können. Dazu war lediglich erforderlich, daß die 
Stadt Wiesbaden als Aktionär des Betriebes sich bereit erklärt 
hat, durch die Hauptversammlung Aktionärsvertreter abzube- 
rufen und die freiwerdenden Sitze über das gesetzliche Drittel 
nach dem Betriebsverfassungsgesetz hinaus mit Arbeitnehmer- 
vertretern zu besetzen. Diese zusätzlichen Vertreter der Arbeit- 
nehmer werden durch die politisch verantwortlichen Organe 
der Stadt der Hauptversammlung zur Wahl vorgeschlagen. 
Unbeschadet ihrer Rechtstellung kann kein Zweifel daran be- 
stehen, daß sie faktisch als Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat fungieren und somit auf diesem Wege dessen pari- 
tätische Besetzung erreicht worden ist." 


4. Nach welchem Wahlverfahren wurden die „zusätzlichen Ver- 
treter der Arbeitnehmer" in den Aufsichtsräten (siehe Frage 1) 
bestimmt? 


In der Mehrzahl der Fälle wurden die zusätzlichen Vertreter 
der Arbeitnehmerschaft auf Vorschlag der Städte von den 
Hauptversammlungen in die Aufsichtsräte gewählt, ohne daß 
jedoch die Städte irgendwelche Vereinbarungen mit Gewerk- 
schaften oder den Betriebsräten getroffen hatten (sog. Wies- 
badener Modell). Auch die in Frankfurt vorgesehene Regelung 
entspricht im wesentlichen dem Wiesbadener Modell. 

Die Stadt Kiel hat mit den Gewerkschaften öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr (ÖTV) und der Deutschen Angestellten- 
Gewerkschaft (DAG) eine Vereinbarung getroffen, nach der die 
Stadt ihrem Vertreter in den Gesellschafterversammlungen 
dreier Kieler Unternehmen „die Weisung erteilen wird, seine 
Stimme so abzugeben, daß im Umfange von einem Sechstel der 
(12) Aufsichtsratsmandate solche Aufsichtsratsmitglieder und 
Ersatzmitglieder gewählt werden, die zuvor analog den Bestim- 
mungen des Betriebsverfassungsgesetzes gewählt wurden." 

In den drei Unternehmen der Stadt Kiel wurden dementspre- 
chend über das gesetzliche Drittel nach dem Betriebsverfas- 
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sungsgesetz bis zur Parität die Sitze mit weiteren von den Be- 
legschaften vorgeschlagenen Arbeitnehmervertretern besetzt. 

Die Stadt Duisburg beabsichtigt, mit dem Deutschen Gewerk- 
schaftsbund (DGB) und der Gewerkschaft öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr (ÖTV) sog. Stimmbindungsverträge ab- 
zuschließen, in denen sie sich verpflichtet, auf Vorschlag der 
Gewerkschaften jeweils zwei zusätzliche Arbeitnehmervertreter 
als Aktionärsvertreter der Stadt in die Aufsichtsräte der beiden 
Verkehrs- und Versorgungsbetriebe zu berufen; mindestens 
einer dieser beiden Vertreter soll nicht in einem ständigen 
Arbeits-, Dienst- oder Geschäftsbesorgungsverhältnis zu dem 
jeweiligen Unternehmen stehen. Der Regierungspräsident in 
Düsseldorf hat jedoch auf Anweisung des Innenministers von 
Nordrhein-Westfalen die auf Abschluß der Stimmbindungsver- 
träge gerichteten Ratsbeschlüsse aufgehoben und gleichzeitig 
die sofortige Vollziehung der Aufhebungsverfügung angeord- 
net. Der Rat der Stadt hat gegen die Aufhebungsverfügung beim 
Verwaltungsgericht Klage erhoben. Einen Antrag, die Anord- 
nung der sofortigen Vollziehung aufzuheben, damit die Stadt 
die Stimmbindungsverträge sofort abschließen könne, hat das 
Verwaltungsgericht in Düsseldorf inzwischen durch Beschluß 
vom 12. Februar 1971 - 1 L 18/71 - zurückgewiesen. Das Ver- 
fahren ist noch anhängig. Der Rat der Stadt hat daraufhin am 
15. Februar 1971 die von der Hauptversammlung der Stadt- 
werke Duisburg AG zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder be- 
stimmt, darunter auf Vorschlag des DGB und der ÖTV zwei 
dem Rat nicht angehörende Personen. Entsprechend wurde auch 
für den Aufsichtsrat der Duisburger Verkehrsgesellschaft AG 
ein nicht dem Rat angehöriger Arbeitnehmer dieser Gesellschaft 
gewählt. Bezüglich des zweiten gewerkschaftsseitig vorgeschla- 
genen Aufsichtratsmitgliedes kam eine Einigung nicht zustande. 


3. Sind diese und weitere Aufforderungen zur Umgehung be- 
stehender Gesetze und zur Einschränkung der Rechte des 
Deutschen Bundestages nach Auffassung der Bundesregierung 
mit den Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit noch vereinbar? 

Das Rechtsstaatsprinzip könnte nur dann verletzt sein, wenn die 
zur qualifizierten Mitbestimmung in Betrieben der öffentlichen 
Hand entwickelten und empfohlenen Modelle dem geltenden 
Recht widersprechen. 

Diese Frage wird näher unter Nummer 6 und Nummer 8 a) der 
Kleinen Anfrage angesprochen. Es wird deshalb auf die ein- 
gehenden Ausführungen zu diesen beiden Punkten verwiesen. 


5. Wie viele betriebliche bzw. außerbetriebliche Vertreter des 
sogenannten Arbeitnehmerinteresses wurden nach der Einfüh- 
rung der qualifizierten Mitbestimmung (siehe Frage 1) als Auf; 
Sichtsräte in den einzelnen kommunalen Unternehmen tätig? 


Zu dieser Frage haben die Innenminister der Länder folgende 
Angaben gemacht: 
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In den Aufsichtsrat der Stadtwerke Wiesbaden wurden zusätz- 
lich drei Betriebsangehörige gewählt. 

Id Frankfurt ist eine Regelung vorgesehen, nach der die zusätz- 
lichen Arbeitnehmervertreter in acht Eigengesellschaften der 
Stadt nicht unbedingt Betriebsangehörige sein müssen. 

Einer der in der Sitzung des Rates der Stadt Duisburg vom 
15. Februar 1971 (s. o. zu Nummer 2 und 4) für die Aufsichtsräte 
der beiden Verkehrs- und Versorgungsbetriebe bestimmten drei 
zusätzlichen Arbeitnehmervertreter gehört nicht dem Betrieb an. 

Jeder Aufsichtsrat der drei Gesellschaften der Stadt Hannover 
ist mit einem außerbetrieblichen Arbeitnehmervertreter besetzt; 
die übrigen (26) sind Betriebsangehörige. 

Im Hamburg wurde zusätzlich ein Betriebsangehöriger der Ham- 
burgischen Electricitäts-Werke-AG von der Hauptversammlung 
in den Aufsichtsrat gewählt. 

Für die Stadt Kiel konnten vom Innenministerium des Landes 
Schleswig-Holstein nähere Angaben zu dieser Frage nicht ge- 
geben werden. 


6. Ist ein Beschluß des Stadtrates von Nürnberg vom 30. Sep- 
tember 1970, der die Vertreter der Stadt Nürnberg in der Ge- 
sellschaftsversammlung der Städtischen Werke Nürnberg GmbH 
ermächtigt, für Personal- und Sozialfragen einen eigenen Ge- 
schäftsführer zu bestellen, dessen Bestellung nicht gegen die 
Stimmen der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat erfolgen kann, als 
gesetzeskonform anzusehen? 


Die Bayerische Staatsregierung hat mitgeteilt, daß ihrer Ansicht 
nach dem Beschluß des Stadtrates von Nürnberg rechtliche Be- 
denken nicht entgegenstehen. 

Der Gesellschaftsvertrag der GmbH kann die Zuständigkeiten 
der Gesellschaftsorgane grundsätzlich frei bestimmen. Er kann 
auch die Bestellung eines besonderen Geschäftsführers für 
Personal- und Sozialfragen vorsehen und diese an die Zustim- 
mung der Vertreter der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat binden. 
Einer solchen Bestimmung stehen Vorschriften des GmbH- 
Gesetzes nicht entgegen. 

Die Bundesregierung schließt sich dieser Auffassung an. 

Ein Verstoß gegen kommunalrechtliche Vorschriften, insbeson- 
dere die Vorschriften der Bayerischen Gemeindeordnung, ist 
von dem zuständigen Bayerischen Staatsminister für Inneres 
nicht festgestellt worden. 


7. Sind der Bundesregierung Tarifvertragsabschlüsse bekannt, die 
eine Erweiterung der Beteiligungsrechte des Betriebsrates über 
das zur Zeit geltende Betriebsverfassungsgesetz hinaus bein- 
halten? 

Solche Tarifvertragsabschlüsse sind der Bundesregierung in 
großer Anzahl bekannt. Der Bundesminister für Arbeit und 
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Sozialordnung ist bereit, auf Anforderung nähere Auskunft zu 
erteilen. 


8. a) Teilt die Bundesregierung die allgemeine Rechtsauffassung, 
daß die Bestimmungen des Aktiengesetzes und des Betriebs- 
verfassungsgesetzes über die Bestellung und Zusammen- 
setzung des Aufsichtsrates zwingender Natur sind und des- 
halb weder durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung 
noch durch andere vertragliche Abreden abgeändert werden 
können? 

In der Fragestunde am 23. September 1970 hat der Parlamenta- 
rische Staatssekretär beim Bundesminister des Innern auf eine 
Frage des Abgeordneten Weigl erklärt, die Bestimmungen des 
Betriebsverfassungsgesetzes über die Zusammensetzung der 
Aufsichtsräte von Kapitalgesellschaften seien bindendes Recht 
und könnten nicht im Vereinbarungswege abgedungen werden. 
An dieser Rechtsauffassung hält die Bundesregierung fest. 

§ 76 BetrVerfG bestimmt, daß der Aufsichtsrat einer Aktien- 
gesellschaft (gern. § 77 Abs. 1 BetrVerfG auch der Aufsichtsrat 
einer GmbH mit mehr als 500 Arbeitnehmern) zu einem Drittel 
aus Vertretern der Arbeitnehmer besteht, die von den Angehö- 
rigen der Belegschaft gewählt werden. Diese Regelung ist nach 
einhelliger Auffassung zwingendes Recht. 

§ 101 Abs. 1 AktG bestimmt, daß die Mitglieder des Aufsichts- 
rates von der Hauptversammlung gewählt werden, soweit sie 
nicht in den Aufsichtsrat zu entsenden oder als Aufsichtsrats- 
mitglieder der Arbeitnehmer nach dem Betriebsverfassungs- 
gesetz oder dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz zu wählen 
sind. Auch diese Regelung ist zwingendes Recht (§ 23 Abs. 5 
AktG). 

Aus dem Zusammenspiel dieser beiden zwingenden Regelungen 
ergibt sich, daß weder durch die Satzung noch durch Verein- 
barung das zahlenmäßige Verhältnis der von der Belegschaft 
und der von der Hauptversammlung zu wählenden Aufsichts- 
ratsmitglieder geändert werden kann. 

Die aktienrechtliche Regelung schließt es jedoch nicht aus, daß 
die Hauptversammlung von sich aus Arbeitnehmer der Gesell- 
schaft oder von diesen, den Betriebsräten oder den Gewerk- 
schaften benannte Personen als Vertreter der Anteilseigner in 
den Aufsichtsrat wählt. Soweit diese Aufsichtsratsmitglieder 
auf Veranlassung der Gemeinden von der Hauptversammlung 
gewählt werden, ist ihre Rechtsstellung nicht anders als die der 
übrigen Vertreter der Anteilseigner im Aufsichtsrat. Es handelt 
sich also rechtlich um Vertreter der Anteilseigner, auch wenn 
diese Vertreter „Arbeitnehmer" sind. Ein von der betriebsver- 
fassungsrechtlichen Regelung abweichender Rechtszustand wird 
hier nicht begründet. 

Rechtliche Bedenken sind allerdings insbesondere aus kommu- 
nalrechtlicher Sicht für den Fall erhoben worden, daß sich eine 
Gemeinde als Aktionär durch einen sogenannten Stimmbin- 
dungsvertrag verpflichtet, Arbeitnehmer oder Arbeitnehmer- 
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Vertreter in den Aufsichtsrat zu wählen. Es wird geltend ge- 
macht, daß die Gemeindevertretung damit auf nur ihr zu- 
stehende Rechte verzichte. Ob ein solcher Verstoß gegen die 
einschlägigen kommunalrechtlichen Bestimmungen vorliegt, 
hängt erkennbar von dem Inhalt des jeweiligen Stimmbindungs- 
vertrages ab, ist also Auslegungs- und Tatfrage im Einzelfall. 
Soweit die erwähnten Rechte der Gemeindevertretung im Ein- 
zelfall durch den Stimmbindungsvertrag beeinträchtigt werden, 
teilt die Bundesregierung die geäußerten Bedenken. Ein solcher 
Sachverhalt ist, wie unter Ziffer 2 und 4 dargestellt, Gegenstand 
eines Verwaltungsgerichtsverfahrens. Die Bundesregierung ist 
sicher, daß die ergehenden gerichtlichen Entscheidungen zu 
einer Klärung der Rechtsfragen beitragen werden. 

Die hiermit zusammenhängenden Rechtsfragen werden z. Z. 
auch durch die für das Kommunalverfassungsrecht der Länder 
zuständigen Innenministerien geprüft. Insbesondere hat der 
Arbeitskreis III der Arbeitsgemeinschaft der Innenministerien 
der Bundesländer den Ausschuß „Kommunale Wirtschaft" be- 
auftragt, die Sach- und Rechtslage zur paritätischen Mitbestim- 
mung in kommunalen Betrieben zu untersuchen. Die Unter- 
suchungen sind noch nicht abgeschlossen. 


8. b) Läßt das Schweigen der Bundesregierung zur Mitbestim- 
mungsoffensive der Gewerkschaft ÖTV darauf schließen, 
daß die im Vorgriff auf bundesrechtiiche Lösungen erfolgte 
Einschränkung der Rechte kommunaler Vertretungen nicht 
mehr rückgängig gemacht werden soll? 


Dieser Schluß kann nach Auffassung der Bundesregierung nicht 
gezogen werden. Die Bundesregierung beobachtet aufmerksam 
die Entwicklung auf diesem Gebiet. Sie ist nicht der Ansicht, 
daß sie durch die geschilderten Sachverhalte in ihrer Haltung 
zur Mitbestimmung festgelegt wird. 


8. c) Trifft es zu, daß die Bundesregierung durch ein Bundes- 
gesetz die vom Landtag in Nordrhein-Westfalen eingeführte 
Mitbestimmung im Sparkassenbereich bundeseinheitlich 
regeln will? 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, durch ein Bundes- 
gesetz die paritätische Mitbestimmung im Sparkassenbereich 
einzuführen. 


8. d) Kann die Bundesregierung ihre Vorstellungen von einem 
funktionsgerechten Ausbau der Mitbestimmung in Unter- 
nehmen der öffentlichen Hand präzise darsteilen? 


Die Bundesregierung wird in dieser Legislaturperiode keinen 
Gesetzentwurf zur Erweiterung der Mitbestimmung auf Unter- 
nehmensebene vorlegen. 
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Sie sieht daher davon ab, präzise Vorstellungen über den Aus- 
bau der Mitbestimmung in Unternehmen der öffentlichen Hand 
darzulegen. 

Im übrigen hat die Bundesregierung bereits Anfang Dezember 
1970 in ihrer Stellungnahme zum Bericht der Mitbestimmungs- 
kommission (Drucksache VI/1551) eindeutig erklärt, daß sie vor 
einer Entscheidung über die künftige Ausgestaltung der Mit- 
bestimmung in den Unternehmensorganen zunächst einmal die 
in diesem Sachverständigenbericht aufgeworfenen Probleme 
klären müsse. 

Genscher 
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